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Processus confessionis ab 1999  

 

Bangkok/Asien 1999 

Budapest/Zentral- und Osteuropa 2001 

Fiji/Pazifik 2001 

Argentinien 2001 

 

Soesterberg/ Westeuropa 2002 

 

WIRTSCHAFT IM DIENST DES LEBENS 

15.-19. Juni, Soesterberg (Niederlande) 

BRIEF AN DIE KIRCHEN IN WESTEUROPA 

Liebe Schwestern und Brüder in Christus, 

Wir schreiben diesen Brief von der ökumenischen Konsultation zur Wirtschaft im 
Dienst des Lebens, die vom 15. bis zum 19. Juni in Soesterberg (Niederlande) 
stattfand. Grosszügiger Gastgeber dieser Konsultation war der Niederländische 
Kirchenrat. Mehr als 80 Vertreterinnen und Vertreter westeuropäischer Kirchen sowie 
Gäste von Kirchen Zentral- und Osteuropas, Nordamerikas, Afrikas und Asien, vom 
Vatikan und von ökumenischen Organisationen, versammelten sich unter der 
Trägerschaft des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK), des Reformierten 
Weltbundes (RWB), des Lutherischen Weltbundes (LWB), der Konferenz 
Europäischer Kirchen (KEK) und des Europäischen Gebietsausschuss des RWB. 

Der Prozess 

Die Konsultation in Soesterberg war Teil eines fortlaufenden Prozesses, in dem 
Kirchen die durch die ökonomische Globalisierung gestellten Herausforderungen in 
ihren Auswirkungen auf das Leben von Menschen und Mitwelt begutachten und auf 
sie antworten. 

Die RWB Generalversammlung 1997 in Debrecen (Ungarn) rief die Kirchen „zu 
einem engagierten Prozess der Erkenntnis, der Aufklärung und des Bekennens 
(processus confessionis) im Hinblick auf wirtschaftliche Ungerechtigkeit und 
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Umweltzerstörung " auf. Die Vollversammlung des ÖRK bestätigte wenig später in 
Harare diese Stellungnahme und betonte, "dass alle Kirchen weltweit beginnen 
müssen, die Bedeutung und den Sinn des christlichen Bekenntnisses in dieser Zeit 
zunehmender Ungerechtigkeit und ununterbrochener Umweltzerstörung zu 
bedenken". Der LWB hat einen auf diese Aufrufe bezogenen Prozess mit einem 
Arbeitspapier zum „Engagement einer Gemeinschaft von Kirchen angesichts der 
Globalisierung der Wirtschaft" eingeleitet. Drei gemeinsame Konsultationen haben 
bereits stattgefunden: 1999 in Bangkok und 2001 in Budapest und Fiji. 

In Antwort auf diesen fortlaufenden Prozess trafen wir uns in Soesterberg, um zu 
analysieren, wie ökonomische Globalisierung und die Rolle, die das Geld dabei 
spielt, die Gesellschaften Westeuropas betrifft und eine Antwort westeuropäischer 
Kirchen auf Fragen, die zuvor von Kirchen in Zentral- und Osteuropa und im Süden 
gestellt wurden, zu entwickeln. Als Anlage zu diesem Brief erhaltet ihr einen Bericht 
der Tagung mit weiteren Informationen zu den Beratungen über das internationale 
Finanzsystems wie auch Kopien von Briefen zu Kirchen im Süden und in Zentral- und 
Osteuropa. Diese drei Briefe, die aus der Konsultation hervorgegangen sind, 
gehören zusammen. 

Problembereiche, die angesprochen wurden 

Die Konsultation bot eine Gelegenheit, das globale Finanzsystem und die 
Auswirkungen des unregulierten Flusses riesiger Kapitalmengen auf nationale 
Wirtschaften zu analysieren. Die Zahl und der Umfang internationaler 
Finanztransaktionen sind so unglaublich stark angestiegen, dass zur Zeit nur etwa 
2% der Geldbewegungen durch Handelsaktivitäten begründet sind. Die finanziellen 
Krisen in Asien, Russland und kürzlich in Argentinien hatten und haben weiterhin 
verheerende Auswirkungen auf Menschen und ihre Lebensgrundlagen - in vielen 
Länder über die schon untragbare Schuldenlast hinaus. Andere Aspekte des 
beschleunigten Prozesses der ökonomischen Globalisierung und des sich 
verändernden Kontextes wurden ebenfalls diskutiert. Finanzmärkte und Handel in 
Waren und Dienstleistungen sind mehr und mehr integriert, die Freizügigkeit für 
Menschen jedoch wird weiter eingeschränkt. Wachsende Ungleichheit führt zugleich 
zu einer steigenden Zahl von Migranten, denen dieselben Rechte wie anderen 
Bürgern verweigert werden. Sie finden sich selbst und ihre Familien in sehr 
schwierigen Verhältnissen vor und sind konfrontiert mit neuen Formen des 
Rassismus. 

Wir wurden auch daran erinnert, dass die Kriege im früheren Jugoslawien und 
insbesondere die NATO Bombenangriffe im Kosovokrieg negative Auswirkungen auf 
die Beziehungen zwischen den Kirchen in West- und Zentral- und Osteuropa hatten. 
Wir teilten miteinander tiefe Sorge über die Militarisierung globaler Politik, steigende 
Militärausgaben und den starken Unilateralismus der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika (USA) auf Kosten des multilateralen Systems der Vereinten 
Nationen. Die neue Konzentration auf Sicherheit untergräbt den Sinn für geteilte 
Verwundbarkeit menschlicher Gemeinschaften und der Solidarität mit denen, die im 
Prozess der ökonomischen Globalisierung zu den Verlierern gehören. 

Leben in Fülle für alle Menschen und die ganze Schöpfung - neoliberale 
Globalisierung überwinden 
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Wir fragten uns selbst, wie hilft uns das Versprechen des Evangeliums bei der 
ethischen Urteilsbildung im gegenwärtigen Kontext: 

• Das Evangelium verspricht Leben in Fülle für alle Menschen und die ganze 
Schöpfung (Joh 10:10). Dieses Versprechen nahm Gestalt an und wurde Teil der 
Schöpfung in Jesus Christus. Niemand ist ausgeschlossen von Gottes Haushalt des 
Lebens. Die christliche Gemeinschaft spiegelt diese Vision wieder um der ganzen 
Welt willen. Geleitet von dieser Vision, erstreben wir eine Wirtschaft im Dienst des 
Lebens. Märkte und Geld sollten den Austausch von Gütern ermöglichen, um 
menschliche Bedürfnisse zu befriedigen und zum Aufbau der menschlichen 
Gemeinschaft beizutragen. 

• Heute jedoch sehen wir, wie zunehmend wirkliches Leben von privaten finanziellen 
und Geschäftsinteressen beherrscht wird. Die ökonomische Globalisierung ist von 
einer Logik geleitet, die der Anhäufung von Kapital, uneingeschränktem Wettbewerb 
und der Sicherstellung von Gewinn in enger werdenden Märkten Priorität gibt. 
Politische und militärische Macht werden als Instrumente benutzt, um ungefährdeten 
Zugang zu Ressourcen und zum Schutz von Investitionen und Handel 
sicherzustellen. Diese leitende Logik wird als Neoliberlismus bezeichnet. Die 
neoliberale Wirtschaftslehre entbindet die Kräfte der ökonomischen Globalisierung 
auf eine Weise, die Grenzen nicht anerkennt. Diese Form der Liberalisierung hat 
schnell zu tiefgreifenden politischen, sozialen, kulturellen und sogar religiösen 
Rückwirkungen geführt, die das Leben von Menschen in aller Welt durch wachsende 
Ungleichheit, Verarmung, Ungerechtigkeit und Umweltzerstörung betreffen. 

• Kirchen, die an dem ökumenischen Prozess (z.B. bei der ÖRK Vollversammlung in 
Harare) teilgenommen haben, bekräftigten, dass die Ideologie des Neoliberalismus 
unvereinbar ist mit der Vision der oikoumene, der Einheit der Kirche und der ganzen 
bewohnten Erde. Weitreichende und wachsende Ungerechtigkeit, Ausschluss und 
Zerstörung sind der Gegensatz zum Teilen und zur Solidarität, die unabdingbar 
dazugehören, wenn wir Leib Christi sein wollen. Was hier auf dem Spiel steht, ist die 
Qualität kirchlicher Gemeinschaft, die Zukunft des Gemeinwohls der Gesellschaft 
sowie die Glaubwürdigkeit des Bekenntnisses der Kirchen und ihrer Verkündigung 
Gottes, der mit den Armen und für die Armen da ist. 

• Um der Integrität ihrer Gemeinschaft und ihres Zeugnisses willen, sind Kirchen 
aufgerufen, gegen die neoliberale Wirtschaftslehre und - praxis aufzutreten und Gott 
zu folgen. Die Konsultationen, die bisher stattfanden, zeigen wachsende 
Übereinstimmung darin, dass es Götzendienst gleichkommt, den globalen Markt nach 
Massgabe einer unhinterfragten neoliberalen Wirtschaftslehre auszugestalten, weil 
dies zu Ausschluss, Gewalt und Tod führt. Diese Wirklichkeit, aber auch die 
Möglichkeit zur Veränderung und von Alternativen, wurden sichtbar, als wir von 
Geschichten derer, die unter den Auswirkungen der Umsetzung des Neoliberalismus 
leiden, berichteten und auf den Brief und die Botschaften von Schwestern und 
Brüdern aus dem Süden und aus Zentral- und Osteuropa hörten. 

Fragen zur Weiterarbeit 

Wir bitten Gemeinden und Synoden unserer Kirchen die folgenden Fragen im Blick 
auf Positionen und Praktiken der Kirchen selbst im fortlaufenden Prozess zu 
bedenken: 

• Was bedeutet die Einheit der Kirchen als der eine Leib Christi, was bedeuten Taufe, 
Abendmahl und Amt im Kontext der ökonomischen Globalisierung? Wie sprechen in 
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diesem Zusammenhang im Lauf des Kirchenjahres Bibellesungen und Liturgien zu 
uns? 

• Warum machen unsere Kirchen die Armut zum Thema, zögern jedoch, sich mit 
Reichtum und Wohlstand auseinanderzusetzen? 

• Wie gehen unsere Kirchen mit ihrem eigenen Geld um, mit ihren Pensionskassen, 
Investitionen und Immobilienbesitz? Sind Banken, mit denen unsere Kirchen 
verbunden sind, verwickelt in Steuerflucht, in ethisch nicht verantwortbare 
Investitionen, spekulative Praktiken sowie andere Aktivitäten, die die Fähigkeit von 
Staaten untergraben, für das Gemeinwohl zu sorgen? 

• Ist unsere Beobachtung korrekt, dass in vielen europäischen Ländern der Staat sich 
mehr und mehr dem Konzept des freien Marktes unterworfen hat, indem er seine 
historische Rolle als Wächter des Gemeinwohls und Verteidiger der Schwachen 
reduziert hat? 

• Insoweit wir als Kirchen mit unseren Sozial- und Gesundheitsdiensten in vom 
Wettbewerb bestimmten Märkten eingebunden sind, realisieren wir unsere Fähigkeit, 
die Marktbedingungen im Interesse des öffentlichen Wohl wie im Interesse unserer 
Kirchen zu gestalten? Wie antworten wir auf die fortschreitende Privatisierung 
öffentlicher und sozialer Güter und Dienstleistungen, die für das Leben wesentlich 
sind wie Wasser, Gesundheitsdienste, Bildung etc.? 

• Welche Form des Konsums und welchen Lebensstil praktizieren und fördern wir? Wie 
können wir als Kirchen und individuelle Kirchenglieder das Bewusstsein für den 
Klimawandel verstärken und für Umweltschutz arbeiten, indem wir, z.B. sorgfältiger 
mit dem Energieverbrauch umgehen in unseren Kirchen, in Wohnhäusern, im 
Transport etc.? 

• Wie engagieren wir uns in der öffentlichen Debatte zur Wirtschaftspolitik und mit 
Institutionen, die neoliberale ökonomische Praktiken fördern und umsetzen? Wie 
bilden wir Bündnisse mit sozialen Bewegungen, die Regierungen aufrufen, für das 
Gemeinwohl und für die Wiederherstellung gerechter und nachhaltiger politischer und 
sozialer Rahmenbedingungen für wirtschaftliche Aktivitäten zu sorgen? 

  

Konkrete Initiativen und gemeinsame Aktivitäten 

Wir sind uns völlig bewusst und begrüssen, dass Kirchen in unserer Region und auch 
die Konferenz Europäischer Kirchen bereits Massnahmen ergreifen. Wir bekräftigen 
insbesondere die Aussagen des Dokumentes der Nord-Süd Arbeitsgruppe der 
Konferenz Europäischer Kirchen "Europäische soziale Marktwirtschaft - eine 
alternatives Modell zur Globalisierung?" und möchten die Ausrichtung auf die 
wichtigen fundamentalen menschlichen Werte hervorheben, die in Kapitel 5 dieses 
Dokumentes genannt werden. 

Wir sind dankbar für viele konkrete Initiativen, die bereits auf nationaler, regionaler 
und globaler Ebene existieren. Wir ermutigen unsere Kirchen zu beraten, wie die 
folgenden Beispiele diese Arbeit weiter vorbringen können: 

mit Bezug zur Schuldenfrage 

• Unterstützung der Kirchen für die Anerkennung der historischen und sich 
gegenwärtig aufhäufenden sozialen und ökologischen Schulden, die tatsächlich 
Menschen und Ländern des Südens geschuldet werden - wie durch die Evangelische 
Kirche von Schweden (Svenska Missionsförbundet), Jubilee South, Freunde der Erde 
und Accion Ecologica (Ecuador); 
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• Fortsetzung der Anstrengungen zum Erlass von bi- und multilateralen Schulden der 
ärmsten Entwicklungsländer und die Einrichtung eines Mechanismus zur 
Schuldensschlichtung, um die Schuldenlast anderer Entwicklungsländer substantiell 
zu verringern; die Nichtanerkennung illegitimer und moralisch verwerflicher Schulden 
- so im Anschluss an die Strategie von Jubilee 2000 und Jubilee South; 

mit Bezug zum Finanzsystem 

• Reform der internationalen Finanzarchitektur, die eine angemessene Repräsentation 
aller Entwicklungsländer wie der Zivilgesellschaft in Entscheidungsprozessen 
sicherstellen sollte - wie durch die Begegnungen mit leitenden Repräsentanten des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank als Initiative des ÖRK; 

• einen Mechanismus zur Abschreckung massloser und destabilisierender 
Währungsspekulation ( wie eine effektive Steuer auf Finanztransaktionen, die Tobin 
Steuer) - wie durch die Arbeit von ATTAC und ökumenischen Gruppen und Kirchen, 
die sie unterstützen; 

• eine Untersuchung der Möglichkeit, Geld wie andere Waren zu behandeln und mit 
Steuern zu belegen, da ja Währungen nicht länger Instrumente im Dienst der 
Wirtschaft sind, sondern ihrerseits in Finanzmärkten gehandelt werden; 

• mehr Kontrolle über die Geldpolitik und hinsichtlich der Märkte durch nationale und 
regionale Zentralbanken; Entwicklung eines multilateralen Ansatzes zur Definition 
gemeinsamer Standards für die Einschränkung der Möglichkeiten transnationaler 
Konzerne und Investmentfonds zur Steuerhinterziehung; 

• multilaterale Vereinbarungen, die es Staaten erlauben, transnationale Konzerne auf 
einer global-einheitlichen Basis zu besteuern zusammen mit angemessenen 
Mechanismen, die Steuereinnahmen international zuzuweisen; 

• eine internationale Konvention, die Auffindung und Rückführung von Vermögen 
ermöglicht, die illegal angeeignet wurden aus nationalen Finanzministerien von 
Entwicklungsländern; 

• Aufstockung offizieller Entwicklungshilfe und alternativer Fonds für Investitionen in 
öffentliche Güter (Gesundheit, Bildung, sanitäre Einrichtungen, Wasser) und 
grundlegende soziale Dienste - wie durch die Weiterarbeit am Folgeprozess des 
Gipfels der Vereinten Nationen zur Entwicklungsfinanzierung durch das ökumenische 
Team des ÖRK und kirchennahe Nichtregierungsorganisationen aus Süd und Nord 
(z.b. Social Watch Bericht, Montevideo); 

mit Bezug zur Geschäftswelt 

• rechtliche Rahmenbestimmungen, die soziale und umweltbezogene 
Rechenschaftspflicht für Unternehmen garantieren - wie durch eine Initiative der 
Evangelisch Lutherischen Kirche in Kanada; 

• stärkere Unterstützung von Kirchen für andere Formen, Geschäfte zu betreiben, mit 
höheren sozialen Erträgen, die Idee einer ökologischen und sozialen Komponente im 
Geschäftsleben - wie verwirklicht im Fairen Handel, Oikokredit, der 
Gemeinschaftswirtschaft der Focolare Bewegung, etc. 

• Beitritt zur Bewegung für sozial verantwortliche Investitionen, ethisches Investieren 
und ethisch-ökologische Fonds - wie den niederländischen Grünen Fond; 

• Förderung der Einführung von Steuergutschriften als Instrument, Investitionen in 
grüne Fonds und ethisch-soziale Fonds zu steigern, z.B. in der jüngeren 
Gesetzgebung in den Niederlanden; 

• wachsende Verantwortung der einzelnen Konsumenten hinsichtlich Gütern, 
Finanztransaktionen, Dienstleistungen - wie dokumentiert in "Einkaufen für eine 
bessere Welt"; 

mit Bezug zur Europäischen Union 
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• Förderung ökumenischer Einrichtungen, die europäische Politik und europäische 
politische Institutionen beobachten - so durch Unterstützung für die Initiativen der 
Kommission für Kirche und Gesellschaft der KEK, die Kommission der Kirchen für 
Migranten in Europa, der dem ÖRK verbundenen Entwicklungsdienste (APRODEV) 
und Eurodiakonia; 

• Stärkung der Politik für soziale Kohäsion und Inklusion in Europa, sowohl in der 
Europäischen Union wie in anderen europäischen Ländern und engagierte 
Auseinandersetzung mit der Debatte zur Globalisierung, z.B. mit dem Dokument der 
Europäischen Kommission ‚Antworten auf die Herausforderungen der Globalisierung‘; 

• aufgeschlossenere und stärker unterstützende politische Massnahmen für Migranten, 
Flüchtlinge und Asylsuchende und gegen Frauenhandel; 

• Begleitung der EU Entwicklungspolitik; die EU und ihre einzelnen Mitgliedsstaaten 
sollten ihre Verantwortung für die Beseitigung der Armut weltweit durch 
entschlossenes Handeln zum Ausdruck bringen; 

• Unterstützung der vielen Initiativen von Bewegungen und 
Nichtregierungsorganisationen, die die Position der EU in Verhandlungen zum 
internationalen Handel und in den Internationalen Finanzinstitutionen (Weltbank und 
Internationaler Währungsfond) beobachten und kritisieren; 

• faire, gerechte und schnelle Verhandlungen zur Aufnahme in die EU; 
• mehr öffentliche Rechenschaftspflicht der Europäischen Investment Bank (EIB)und 

der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) besonders 
hinsichtlich ihrer Rolle in Zentral- und Osteuropa; 

  

mit Bezug zu internationalen Organisationen und dem System der Vereinten 
Nationen 

• öffentliche Rechenschaftspflicht internationaler Institutionen im allgemeinen sowie 
eine stärkere Aufsichtsfunktion von Regierungen für das Gemeinwohl; 

• grössere Gleichheit des Zuganges und mehr demokratische Beteiligung in der 
Welthandelsorganisation (WTO), Förderung des fairen Handels, Priorität der 
Beseitigung der Armut im Süden und Schutz der Rechte Einzelner und von 
Gemeinschaften - wie durch das Third World Network (Malaysia) und das Globale 
Ökumenische Aktionsbündnis (Ecumenical Advocacy Alliance, EAA); 

• Stop der Verhandlungen zur Vereinbarung zu Handel und Dienstleistungen der WTO, 
die Druck auf Stadtverwaltungen und Regierungen ausüben sogar noch stärker 
grundlegende öffentliche Dienstleistungen zu privatisieren (z.B. Wasser, Energie, 
Gesundheit); 

• Übereinstimmung der Entscheidungen und Aktionen von Regierungen und 
Internationalen Institutionen, insbesondere des IWF, der Weltbank und der WTO mit 
den Menschenrechtsinstrumenten der Vereinten Nationen, einschliesslich der 
ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte – wie gefordert von LWB, ÖRK, Brot 
für die Welt, FoodFirst Informations- und Aktions- Netzwerk (FIAN) und dem 
Evangelischen Entwicklungsdienstes (EED); 

• Absage, sich einzulassen auf die Rechtfertigung von Kriegen, Militarisierung globaler 
Politik und steigender Militärausgaben im Namen des „Krieges gegen den 
Terrorismus" anstatt die vorhandenen Mittel zu benutzen, die Grundursachen des 
Terrorismus durch soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit und durch bessere 
internationale Zusammenarbeit im System der Vereinten Nationen zu beseitigen; 

• Beschränkung des Waffenhandels – wie durch die Kleinwaffenkampagne; 

mit Bezug auf die Zivilgesellschaft 
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• Unterstützung der Kirchen für zivilgesellschaftliche Gruppen und Bewegungen, die 
von Regierungen gehört und ernst genommen werden müssen, so dass wirklicher 
Dialog möglich wird – so durch Beitritt zu Bewegungen wie ATTAC wie gerade 
geschehen durch den Reformierten Bund in Deutschland; 

• einen auf mehreren Ebenen zugleich aktiven Ansatz der Kirchen mit 
Basisbewegungen in Lobbyarbeit und Netzwerkbildung auf lokaler, nationaler, 
regionaler und internationaler Ebene – so durch die Stärkung der Zusammenarbeit 
mit und zwischen kirchennahen Entwicklungsdiensten, Missionsgesellschaften, ÖRK, 
weltweiten Kirchengemeinschaften und ihren Mitgliedskirchen und Partnern; 

• die Einrichtung eines Wahrheitsforums – wie vorgeschlagen vom Argentinischen 
Bund der Evangelischen Kirchen. 

Diese Initiativen sind konkrete Schritte für eine Gezeitenwende und die Überwindung 
neoliberaler Globalisierung. Sie sind Beispiele für die Auseinandersetzung und die 
Kommunikation zwischen ökonomischen, ethischen und theologischen Perspektiven 
mit sich häufig antagonistische gegenüberstehenden zugrundeliegenden Werten, 
Sprachen und institutionellen Logiken. Oft erfordern sie hohe Sensitivität, um eine 
konstruktive Begegnung zu ermöglichen. Kirchen können möglicherweise eine 
herausragende Rolle dabei spielen, die Kommunikation zwischen oft einander 
entfremdeten Weltanschauungen zu entwickeln. 

Wir ermutigen uns selbst und einander 

Zum Schluss unseres Briefes an die Leitungen und Mitglieder unserer eigenen 
Kirchen, möchten wir wiederholen, was wir ebenfalls unseren Schwestern und 
Brüdern im Süden und in Zentral- und Osteuropa schreiben. 

Während wir an dem ökumenischen Prozess teilnehmen, möchten wir uns selbst und 
einander ermutigen: 

• in ökumenischen Prozessen zusammenzukommen, um uns selbst auf Grund unserer 
Glaubensüberzeugungen ernsthafter zu verpflichten, uns tatkräftiger für Gerechtigkeit 
in der Wirtschaft und auf der Erde einzusetzen; 

• die zerstörende Gewalt des gegenwärtigen ökonomischen Systems zu analysieren 
und uns frei heraus gegen die Ungerechtigkeiten der ökonomischen Globalisierung 
auszusprechen; 

• nach Alternativen zu suchen, indem wir dafür finanzielle und spirituelle Unterstützung 
gewähren, und bereits existierende und neu entstehende ökonomische und soziale 
Alternativen zu fördern wie Oikocredit, die Gemeinschaftswirtschaft der Focolare 
Bewegung und freien Handel; 

• mit Bürgerbewegungen und sozialen Bewegungen Hand in Hand 
zusammenzuarbeiten, um gemeinsame Ziele weiter voranzutreiben; 

• die Bildung von Netzwerken zu ermöglichen, um Solidarität zwischen den Kirchen 
des Südens und den Kirchen Zentral- und Osteuropas zu fördern; 

• faire, gerechte und schnelle Verhandlungen zur EU-Integration und die Anerkennung 
der berechtigten Forderungen derer, die noch nicht in diesen Prozess aufgenommen 
sind, zu fordern; 

• für soziale Inklusion aller zu arbeiten, die von den negativen Auswirkungen von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik betroffen sind; 

• Selbstbegrenzung und Einfachheit als Merkmale des Lebensstiles anzunehmen im 
Widerstand gegen die herrschenden kulturellen Verhaltensmuster der 
Konsumideologie; 

• die Einrichtung eines Wahrheitsforums zu fordern wie vom Argentinischen Bund der 
Evangelischen Kirchen vorgeschlagen; 
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• Wiedergutmachung zu verlangen für Ungerechtigkeiten wie die illegitimen Schulden 
und unfaire Handelsbedingungen. 

Um gemeinsam vorwärtszugehen in Richtung auf eine Wirtschaft im Dienst des 
Lebens müssen wir voneinander lernen und uns wechselseitig an die Hoffnung 
erinnern, die uns eint: Christus und sein Leben schenkendes Evangelium. 

 


